
Einsetzung der Kommission 

Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung 

Die Politik der Bundesregierung dient der Schaffung von Vollbeschäftigung 

und gleichwertigen Lebensverhältnissen in ganz Deutschland. Um dies zu 
erreichen, ist es erforderlich, den in vielen Bereichen stattfindenden 
Strukturwandel aktiv und umfassend zu begleiten, um so Wachstum und 
Beschäftigung insbesondere in den betroffenen Regionen zu stärken. 

Die Bundesregierung bekennt sich zu den national, europäisch und im 
Rahmen des Pariser Klimaabkommens vereinbarten Klimaschutzzielen bis 
zum Jahre 2050. Der Klimaschutzplan der Bundesregierung aus dem Jahre 
2016 beschreibt hierzu den schrittweisen Weg in Richtung einer weitgehend 
treibhausgasneutralen Wirtschaft und Gesellschaft in Deutschland bis Mitte 
des Jahrhunderts. Insbesondere werden durch den Klimaschutzplan für die 
einzelnen Sektoren (Energie, Industrie, Gebäude, Verkehr, Landwirtschaft) 
konkrete Minderungsziele für das Jahr 2030 festgelegt, deren Erreichung wir 
durch geeignete Maßnahmen sicherstellen werden. Dabei werden wir das 
Zieldreieck aus Versorgungssicherheit, Umweltverträglichkeit und 
Wirtschaftlichkeit einhalten. 

Mit der Umsetzung des Klimaschutzplanes wird sich der Strukturwandel in 
vielen Regionen und Wirtschaftsbereichen beschleunigen, insbesondere im 
Sektor der Energieerzeugung. Die damit einhergehenden Veränderungen 
dürfen nicht einseitig zu Lasten der Tagebauregionen und 
kohlestromerzeugenden Regionen gehen, müssen vielmehr Chancen für eine 
nachhaltige wirtschaftliche Dynamik mit qualitativ hochwertiger Beschäftigung 
eröffnen. Diese wollen wir aktiv nutzen und so Strukturbrüche sowie 
Einschränkungen der internationalen Wettbewerbsfähigkeit vermeiden. 

Die Bundesregierung setzt deshalb eine Kommission „Wachstum, 
Strukturwandel und Beschäftigung (WSB)“ ein, die bis zum Ende dieses 
Jahres konkrete Vorschläge erarbeiten soll. Zu ihrem Auftrag gehört 
insbesondere die Erarbeitung eines Aktionsprogrammes mit folgenden 
Schwerpunkten: 

1. Schaffung einer konkreten Perspektive für neue, zukunftssichere 
Arbeitsplätze in den betroffenen Regionen im Zusammenwirken zwischen 
Bund, Ländern, Kommunen und wirtschaftlichen Akteuren. 

2. Entwicklung eines Instrumentenmix, der wirtschaftliche Entwicklung, 
Strukturwandel, Sozialverträglichkeit, gesellschaftlichen Zusammenhalt und 
Klimaschutz zusammenbringt und zugleich Perspektiven für zukunftsfähige 
Energieregionen im Rahmen der Energiewende eröffnet. 

3. Dazu gehören auch notwendige Investitionen in den vom Strukturwandel 
betroffenen Regionen und Wirtschaftsbereichen, für die bestehende 
Förderinstrumente von Bund und EU effektiv, zielgerichtet und prioritär in den 
betroffenen Regionen einsetzt werden und für die ergänzend ein Fonds für 
Strukturwandel, insbesondere aus Mitteln des Bundes, eingesetzt wird. 



4. Maßnahmen, die das 2030-er Ziel für den Energiesektor zuverlässig 
erreichen, einschließlich einer umfassenden Folgenabschätzung. Dies wird, 
neben klimaschutz- und energiepolitischen Fragen auch die Auswirkungen 
z.B. auf Strompreise, Versorgungssicherheit und Wettbewerbsfähigkeit 
umfassen. Aus dem Klimaschutzplan ergibt sich hierfür eine Vorgabe zur 
Verringerung der Emissionen aus der Kohleverstromung um ca. 60 Prozent 
gegenüber dem heutigen Niveau. Hierfür soll die Kommission geeignete 
Maßnahmen, die als zentraler Beitrag für die Energiewirtschaft in das 
Maßnahmenprogramm 2030 zur Umsetzung des Klimaschutzplans einfließen 
sollen, vorschlagen. 

5. Darüber hinaus ein Plan zur schrittweisen Reduzierung und Beendigung der 
Kohleverstromung, einschließlich eines Abschlussdatums und der 
notwendigen rechtlichen, wirtschaftlichen, sozialen, renaturierungs- und 
strukturpolitischen Begleitmaßnahmen. 

6. Ebenso Maßnahmen, um die Lücke zur Erreichung des 40%-
Reduktionsziels so weit wie möglich zu reduzieren. Hierzu wird die 
Bundesregierung eine aktuelle Schätzung zur Größe der zu erwartenden 
Lücke im Rahmen des Klimaschutzberichtes 2017 veröffentlichen. 

Zu Mitgliedern der Kommission werden berufen: 

… 

Die Kommission WSB legt ihre Arbeitsergebnisse in schriftlichen Berichten an 
den Staatssekretärsausschuss nieder.  

Ihre Empfehlungen für Maßnahmen zur sozialen und strukturpolitischen 
Entwicklung der Braunkohleregionen sowie zu ihrer finanziellen Absicherung 
legt die Kommission bereits Ende Oktober 2018 schriftlich vor.  

Ihre Empfehlungen für Maßnahmen, um die Lücke zur Erreichung des 40 
Prozent-Reduktionsziels bis 2020 so weit wie möglich zu verringern, legt die 
Kommission WSB rechtzeitig vor der 24. UN-Klimakonferenz (COP 24), die 
vom 3. Bis 14. Dezember stattfindet, schriftlich vor.  

Der Abschlussbericht wird Ende 2018 der Bundesregierung übergeben. Die 
Bundesregierung veröffentlicht die Berichte der Kommission. Die Mitglieder 
der Kommission erhalten eine Aufwandsentschädigung. 

Die Bundesregierung wird die Arbeit der Kommission umfassend unterstützen. 

Die Kommission wird von einem Staatssekretärsausschuss begleitet, der sich 
aus Vertretern des BMWi, BMU, BMI und des BMAS zusammensetzt und 
regelmäßig tagt. Die für die Strukturentwicklung relevanten anderen Ressorts 
werden bei Bedarf zu den Sitzungen hinzugezogen. Ebenso Vertreter 
besonders betroffener Bundesländer. Zur organisatorischen Unterstützung 
wird im BMWi die Geschäftsstelle der Kommission eingerichtet. 


